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                     Ausgabe 76  – 10.03. 2009 
 

„Der Rote Seehas“  

 

 
 

Internetzeitung von und für Sozialdemokraten,  
Verbände und Privatpersonen aus der internationalen  

Bodenseeregion 
 

Editorial  
 
Handlungsbedarf: Die SPD BW braucht einen neuen 
Generalsekretär.  
 
Die Volkspartei CDU schwächelt jetzt auch. Zu sehr 
hat sich Frau Merkel darauf verlassen, dass die SPD-
Minister ihr und der Union die Sympathiewerte si-
chern würden.  
 
Münte scheint wieder einmal richtig zu liegen: wir 
holen wieder auf, Schwarz-Gelb ist noch lange nicht 
sicher. Grund für Euphorie ist allerdings noch nicht 
gegeben. 
 
In Baden-Württemberg sind die Ortsvereine und die 
Kreisverbände vollauf mit den Kommunalwahlen be-
schäftigt. Die gleichzeitige Europawahl sollte dem 
Europagedanken endlich einmal Auftrieb verschaf-
fen. 
 
es grüßt Sie 
die Redaktion  
Karl-Heinz König, Willi Bernhard 
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Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands 

 
Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer 

Frauen 
 

Aufruf zum Internationalen Frauentag am 8. 
März 2009 

 

„Frauen sind mehr wert!“  
 

So lautet das Motto, unter das wir in diesem Jahr 
unsere Aktivitäten zum Internationalen Frauentag 
gestellt haben. 
 
Frauen sind mehr wert, heißt für uns: 
 
·  Wir wollen gleichen Lohn für gleich(wertig)e 

Arbeit von Frauen und Männern. 
·  Wir appellieren an Gewerkschaften und Arbeit-

geber, für diskriminierungsfreie Tarifverträge zu 
sorgen. 

·  Wir wollen existenzsichernde Löhne. Dazu ge-
hört ein flächendeckender gesetzlicher Mindest-
lohn.  

·  Wir wollen die 15-Stunden-Begrenzung pro 
Woche bei Minijobs wieder einführen, um 
Lohndumping zu verhindern. 

·  Wir wollen eine gerechte Verteilung der Steuer-
last zwischen Ehegatten 

·  Wir wollen das Ausbildungsplatzangebot für 
Mädchen und junge Frauen verbessern, um ih-
nen gute berufliche Perspektiven und Ver-
dienstmöglichkeiten zu eröffnen. 

·  Wir wollen Frauen Wege aus der Teilzeitsack-
gasse eröffnen.  

·  Wir wollen mehr Frauen in Führungspositionen. 
Die "gläserne Decke" muss weg. 

·  Wir wollen mehr Frauen in den Aufsichtsräten 
der Unternehmen.  

 
Freiwillige Vereinbarungen haben nichts bewirkt. 
Deshalb brauchen wir gesetzliche Regelungen. 
 
Wer sich wie Frau von der Leyen auf bloße Appelle 
an die Wirtschaft beschränkt und gesetzliche Rege-
lungen ablehnt, verfestigt die strukturelle Diskrimi-
nierung von Frauen. Frau von der Leyen sollte die 
Zuständigkeit für die Gleichstellungspolitik abgeben, 
damit endlich eine aktive Gleichstellungspolitik ge-
macht und die am besten ausgebildete Frauengenera-
tion nicht länger im Regen stehen gelassen wird.   
                                                               Elke Ferner, MdB 
                                                            Bundesvorsitzende 

 
Zwei Zukünftige und eine Konstante. Die Bundestagskandida-
tin und zukünftige Abgeordnete in Schwäbisch Hall-Hohenlohe 
Annette Sawade, der Außenminister und zukünftige Bundes-
kanzler Frank-Walter Steinmeier und das konstante Gesicht 
für Europa, Evelyne Gebhardt. 
 
Das war neu: Ein Staatspräsident stellt sich vorne hin 
und pöbelt wie ein Rotzlöffel das demokratisch und 
frei gewählte Europäische Parlament an. Der Tsche-
che Vaclav Klaus hat das fertig gebracht. Parla-
mentspräsident Pöttering froren die Züge ein. Das 
Gesicht wie aus Marmor gemeißelt. Ich musste mir 
das nicht bieten lassen und verließ mit vielen anderen 
den Plenarsaal. 
 
Der drin pöbelte weiter. Nicht raffgierige Banker hät-
ten mit Luftblasen gehandelt und die ganze Wirt-
schaft mit in die tiefe Krise gerissen. Nein, die Politik 
sei schuld. Und von ungezügelten  Märkten solle die 
Politik die Finger lassen. Die regeln das alleine bes-
ser. 
 
Auf wessen Rücken denn? 
Der Europafeind Vaclav Klaus hin oder her – Unter-
suchungen beschreiben das tschechische Volk als eu-
ropafreundlich und offen für die Gemeinschaft mit 
friedliebenden Nachbarn. Schade nur, dass es mit die-
sem Präsidenten geschlagen ist. 
Ihre 

                                                        

Aktuelles aus Europa 
 

Karlsruhe darf kein Zerrbild  
über Europa unterstützen  

 
Als antieuropäischen Populismus bezeichnete die 
Europaabgeordnete Evelyne Gebhardt den von den 
Herren Lafontaine und Gauweiler mit der Klage ge-
gen den Vertrag von Lissabon beim Bundesverfas-
sungsgericht behaupteten Demokratieabbau. Das 
Bundesverfassungsgericht werde sich von solchen 
durchsichtigen Manövern nicht blenden lassen, so die 
Europaabgeordnete Evelyne Gebhardt.  
 
Genau das Gegenteil sei richtig. Mit dem Lissabonner 
Vertrag werde die Europäische Demokratie gestärkt, 
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vor allem in dem das Europäische Parlament noch 
mehr Mitentscheidungsmöglichkeiten erhalte und 
zugleich die Regierungen im Ministerrat in der Regel 
mehrheitlich abstimmen müssten. Dazu Gebhardt: 
„Der Reformvertrag von Lissabon macht Europa 
transparenter, entscheidungsfähiger und mithin für 
die Bürger und Bürgerinnen in Europa zukunftsfähi-
ger. In Karlsruhe wird dem Bundesverfassungsge-
richt ein Zerrbild von Europa gezeigt. Europa braucht 
die mit dem Vertrag einhergehende Vertiefung drin-
gend, um für die aktuellen und zukünftigen Heraus-
forderungen gewappnet zu sein.“ Sicher enthalte der 
Lissabonner Vertrag nicht 100 Prozent des Wün-
schenswerten. Aber 90 Prozent seien wesentliche 
besser als nichts. Darüber sollte vor allem die so 
genannte Linke einmal nachdenken, die Europa nur 
noch zerrede. Von dem einstigen, angeblichen großen 
Europäer Lafontaine sei gar nichts mehr zu erkennen, 
so Gebhardt. Und von so einem werde sich das Bun-
desverfassungsgericht sicher nicht aufs Glatteis füh-
ren lassen. 
 

Bauchlandung für von der Leyen  
 
Der Lohnabstand zwischen Frauen und Männern ist 
in Deutschland höher als in vielen anderen Mitglieds-
taten der Europäischen Union. Aktuellen Zahlen der 
Europäischen Kommission zufolge hat sich das Ge-
fälle im letzten Jahr sogar noch von 22 auf 23 Prozent 
vergrößert. 
 
Dazu erklärte die Europaabgeordnete und stellvertre-
tende Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
Sozialdemokratischer Frauen (ASF) Evelyne Geb-
hardt: „Deutschland stellt sich mit dem auf 23 Pro-
zent gestiegenen Lohnabstand zwischen Frauen und 
Männern ein Armutszeugnis aus. Zugleich ist die 
Politik der Bundesfrauenministerin von der Leyen 
gescheitert, die immer noch keine gesetzliche Ver-
pflichtung für die Gleichstellung in der Privatwirt-
schaft ins Auge fasst. Dabei ist die Politik der freiwil-
ligen Vereinbarungen und Appelle ins Leere gelau-
fen, wie die von der Europäischen Kommission vor-
gelegten Zahlen leider belegen.“ 
 
Zugleich müsse das Instrument der gesetzlichen Min-
destlöhne ausgebaut werden, die vor allem vielen 
Frauen ein Existenz sicherndes Einkommen verschaf-
fen würden. 
Quelle:                                     Europa-Aktuell Nr.3/2009 
 

  
 

Nationales Aktionsbündnis 
Equal Pay Day 

Entgeltgleichheit schaffen – 

Ursachen angehen  
 
Um auf die Entgeltunterschiede in Deutschland auf-
merksam zu machen, hat der BPW Germany e.V. 
2008 den ersten Equal Pay Day / Tag der Entgelt-
gleichheit in Deutschland initiiert. Die Bundesverei-
nigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), 
der Deutsche Frauenrat (DF), die Bundesarbeitsge-
meinschaft der kommunalen Frauenbüros und 
Gleichstellungsstellen (BAG) sowie der Verband 
deutscher Unternehmerinnen (VdU) schließen sich 
der Durchführung des Equal Pay Day an und mit 
BPW Germany (BPW) zu einem nationalen Aktions-
bündnis zusammen. 
 
Die Entgeltunterschiede zwischen Frauen und Män-
nern in Deutschland liegen zwischen 22 % - 23 %. 
Diese Differenz ist auf eine Vielzahl von Ursachen 
zurückzuführen. So arbeiten Frauen häufiger in Bran-
chen, in denen das Entgeltniveau niedriger ist, sind 
Frauen seltener in gut bezahlten Führungspositionen 
vertreten und verfügen über weniger Berufsjahre, was 
sich negativ auf Gehaltsentwicklungen auswirkt. Be-
stehende Rollenbilder beeinflussen die Aufgabenver-
teilung in den Familien und das sich auf das Ein-
kommen auswirkende Berufswahlverhalten. Schließ-
lich sind staatliche Rahmenbedingungen für die Ent-
geltunterschiede mitverantwortlich. 
 

Das Aktionsbündnis will: 
� �die Debatte über die Gründe der Entgeltunterschie-
de zwischen Männern und Frauen in Deutschland in 
die Öffentlichkeit tragen 
� �alle Akteure/innen sensibilisieren und mobilisieren 
� �das Bewusstsein für die Ursachen von Entgeltunter-
schieden schärfen 
� �die unterschiedlichen Karrierechancen in den ein-
zelnen Berufen und Branchen darstellen und Wege 
zur Überwindung der Unterschiede aufzeigen 
�� sich für einen zügigen Ausbau der Kinderbetreuung 
in Deutschland einsetzen 
�� die unterschiedlichen Verdienstchancen in einzel-
nen Berufen und Branchen darstellen und Wege auf-
zeigen, die zur Erreichung einer Entgeltgleich zwi-
schen Frauen und Männern beitragen können 
Zur Erreichung der Ziele werden die Mitglieder des 
Aktionsbündnisses am 20.03.2009 den nächsten E-
qual Pay Day veranstalten, um an diesem Tag über 
die Ursachen von Entgeltunterschiede aufzuklären 
und zum gesellschaftlichen Umdenken beizutragen. 
 
Die unterzeichnenden Aktionspartner/innen freuen 
sich auf möglichst viele Beteiligte aus allen wirt-
schaftlichen Bereichen und heißen weitere Unterstüt-
zerinnen und Unterstützer willkommen. Deshalb ru-
fen wir alle Verbände und Organisationen auf, sich 
an den Aktivitäten zum nächsten Equal Pay Day am 
20.03.2009 zu beteiligen. 
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                                                        Übermittelt durch AsF     
 

Frauentag am 8. März: 
  

   Renate Gradistanac fordert 
 Gesetz für Lohngerechtigkeit  
 
Berufstätige Frauen verdienen in Deutschland 23 Pro-
zent  weniger  Geld  als Männer - Renate Gradistanac 
(SPD) fordert anlässlich des  Internationalen  Frauen-
tags am Sonntag, 8. März, ein Gesetz für  mehr Lohn-
gerechtigkeit. 
 
"Von  selbst  passiert nichts", sagt die stellvertretende 
frauenpolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfrak-
tion. "Es ist naiv zu glauben, dass eine  so  offensicht-
liche  Ungerechtigkeit in einer modernen Gesellschaft 
sich  eines  Tages von selbst erledigen wird. Wie man 
sieht,  ist das  Gegenteil  der Fall – die  Einkommens-
schere  zwischen   Männern   und  Frauen  öffnet sich 
weiter." 
 
Im  Jahr 2008  erhöhte  sich der Lohnunterschied von 
22 auf 23 Prozent; europaweit  verdienen  Frauen   im 
Schnitt um 17,4 Prozent weniger als  Männer. Renate 
Gradistanac   spricht  von   einem  "gesellschaftlichen 
Skandal – unser  Gerechtigkeitsempfinden wird da-
durch massiv verletzt". 
 
Die Ungleichbehandlung sei auch rechtlich unhaltbar, 
weil das Grundgesetz den Staat zur Durchsetzung der 
Gleichstellung verpflichte. "Es ist höchste Zeit für ein 
konsequentes    Handeln", stellt  Renate  Gradistanac 
fest  und  fordert "klare  und  verbindliche gesetzliche 
Regelungen". 
 
Die Tarifparteien müssten die nach wie vor bestehen-
den  unterschiedlichen  Bewertungen  von   typischen 
Frauen- und typischen Männerberufen auf  den  Prüf-
stand stellen und korrigieren. "Das Ziel muss sein: 
Gleiche  und gleichwertige Arbeit müssen  gleich ent-
lohnt werden." 
 
Eine  weitere  politische  Forderung der SPD-Frauen-
politik sei die Forderung nach einer Quote für Frauen 
in   Aufsichtsräten.  In  den   Aufsichtsräten   der  200 

größten  Unternehmen  seien  bislang  Frauen   nur zu 
knapp  acht Prozent vertreten - und das auch nur dank 
der Arbeitnehmerseite. 
 
Gradistanac:  "Die  Männerdominanz  ist  ein Grund 
für  die  Benachteiligung  von  Frauen  bei der Bezah-
lung.  Norwegen  hat  uns erfolgreich  vorgeführt, wie 
es geht. Dort müssen mindestens 40 Prozent der Auf-
sichtsratsposten  mit   Frauen  besetzt  sein. Und   das 
funktioniert." 
 
Dass  CDU  und CSU nach wie vor auf Freiwilligkeit 
und  freundlichen  Appelle  an die Wirtschaft setzten, 
reiche  nicht aus und verhöhne Millionen von Frauen. 
"Wir wissen, wohin  uns Freiwilligkeit gebracht hat", 
konstatiert die SPD-Bundestagsabgeordnete. 
 
Und  weiter: "Die  freiwillige Vereinbarung der Bun-
desregierung   mit  den  Spitzenverbänden  der   deut-
schen  Wirtschaft  zur Förderung der Chancengleich-
heit von Frauen und Männern in der Privatwirtschaft 
besteht  seit  fast acht Jahren - und wir sind von Ent-
geltgleichheit und Gleichstellung soweit entfernt wie 
eh und je." 
 
Wer  es  mit  der  Gleichstellung ernst meine, müsse 
ernst  machen  mit der  Entgeltgleichheit und endlich 
wirkungsvolle gesetzliche Regelungen aufstellen. 
                                             Renate Gradistanac MdB 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jehle:  
„Jugendschutz erfolgreich“ 

 
Jochen Jehle, Kreisrat und Mitglied des Jugendhilfe-
ausschusses, begleitete unlängst ein Jugendschutz-
team des Polizeireviers Friedrichshafen bei der Kon-
trolle von Fastnachtsveranstaltungen. Interessiert hat 
ihn dabei vor allem, wie das gemeinsame Positions-
papier der Polizeidirektion Friedrichshafen und des 
Landkreises zum Jugendschutz bei öffentlichen Ver-
anstaltungen vor Ort umgesetzt wird. 
 
Auf allen besuchten Veranstaltungen gab es Einlass-
kontrollen mit Unterstützung durch geschultes Ord-
nungspersonal. Armbänder zur Alterskontrolle, das 
Einbehalten von Ausweisen unter 18-jähriger bis 24 
Uhr und ‚One-Way-Tickets‘ zählten heute in fast 
allen Gemeinden des Bodenseekreises zum Standard 
für solche Veranstaltungen, erfuhr Jehle im Gespräch 
mit den beiden Polizeibeamten, die er begleitete. Die 

SPD - Kreisverband 
Bodenseekreis 

 

MdL Norbert Zeller  
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langjährige intensive Polizeiarbeit trage hier Früchte. 
Der Dienst in einem Jugendschutzteam sei somit 
einfacher geworden, die Zusammenarbeit mit den 
Veranstaltern hervorragend und schlussendlich hätten 
die Veranstalter und Gemeinden weniger Störungen 
und Sachschäden aufgrund überzogenen Alkoholkon-
sums zu verzeichnen, meinen beide Polizisten. 
  
Für Jehle bestätigte sich diese Einschätzung in dieser 
Nacht. Zu beobachten waren nur wenige Fälle, in 
denen Erwachsene ihren jugendlichen Begleitern 
branntweinhaltige Getränke besorgten. Dies wurde 
sofort mit einer Anzeige wegen eines Verstoßes ge-
gen das Jugendschutzgesetz geahndet. Die Suche 
nach einem Jugendlichen, der seinen Ausweis auch 
nach 24 Uhr nicht abgeholt hatte, nahm vor Ort einen 
erfolglosen Verlauf. Eine Auseinandersetzung zwi-
schen jungen Erwachsenen endete schließlich in 
Körperverletzungen. Alles in allem eine ruhige 
Nacht, so das Resümee am Ende der Jugendschutz-
streifen dieses Tages. 
 
Im nachfolgenden Gespräch mit dem Leiter der Poli-
zeidirektion, Karl-Heinz Wolfsturm erfuhr Jehle, dass 
die Fasnacht nach einer ersten Übersicht im Boden-
seekreis dieses Jahr ruhiger als in den Vorjahren 
verlaufen sei. Dies sei in Zeiten knapper Personalres-
sourcen für die Polizei eine Entlastung. Zuvor hätten 
er und seine Mitarbeiter aber viel Arbeit investiert, 
um diesen Stand zu erreichen. Als SPD Bundestags-
kandidaten ist Jochen Jehle erneut klar geworden, 
dass die Gesetzgebung allein noch keinen guten Ju-
gendschutz ergebe. Vielmehr müsse die personelle 
Ausstattung der Polizei den Anforderungen des Ge-
setzgebers entsprechen. Die Bürger und Veranstalter 
müssten zudem vom Sinn gesetzlicher Regeln über-
zeugt werden. Insofern sei das gemeinsame Konzept 
von Landkreis und Polizei ein guter Ansatz vor Ort, 
um den Jugendschutz regional fest zu etablieren, 
waren sich Jehle und Wolfsturm einig. 
25.02.2009                        Eigenbericht  Jochen Jehle 

 

Innenminister antwortet Zeller zu 
Ortsdurchfahrt Hagnau  

 

Keine neuen Zahlen trotz 
Zählung im Sommer 2008 

 
Auf seine Kleine Anfrage zum Verkehrsaufkommen 
in der Ortsdurchfahrt Hagnau hat der Abgeordnete 
des Bodenseekreises, Norbert Zeller SPD, jetzt vom 
Innenministerium eine Antwort erhalten. „Leider gibt 
es vom Innenminister keine aktuellen Zahlen zu dem 
beklagten Mehraufkommen vor allem von Schwer-
lastverkehr, der durch Hagnau rollt und die Gemeinde 
schwer beeinträchtigt“, resümiert Zeller zu der Ant-
wort aus Stuttgart. Aber das Ministerium gibt zu, dass 
es schon bei der Zählung 2003 rund 40 Prozent aus-

ländische Lkw waren, die allein beim Schwerlastver-
kehr registriert wurden. Die Ergebnisse der jüngsten 
Zählung zwischen Juni und September liegen noch 
nicht vor, teilt der Innenminister mit. „ Das bedauere 
ich sehr und verstehe auch nicht, weshalb bis heute 
keine Zahlen vorliegen, die eine bereits ein halbes 
Jahr alte Erhebung betreffen“, moniert Zeller.  
 
Auch zu seiner Frage, ob es zutreffe, dass sich vor 
allem an den Wochenende die Laster nicht an das 
Wochenendfahrverbot halten, teilt das Ministerium 
mit, dass dies nicht statistisch erfasst werde. Den 
zuständigen Behörden vor Ort lägen keine Erkennt-
nisse vor, heißt es in der Antwort des Innenministeri-
ums, so Zeller, der mit dieser Antwort nicht zufrieden 
ist. Es seien vom Landratsamt 2008 insgesamt 23 
Ausnahmegenehmigungen erteilt worden und davon 
drei Ausnahmen von der Ferienreiseverordnung, 
wobei beim Sonntagsfahrverbot nur rund die Hälfte 
die B 31 befahren wollten, hatte das Ministerium zur 
Auskunft gegeben. 
 
Zu der Frage welche Auswirkungen die neue EU-
Richtlinie, die LAP (Lärmaktionsplanung) auf die 
Bewohner  Gäste und die Gemeinde Hagnau habe, 
antwortete das Ministerium ohne neue Erkenntnisse. 
Es wurde lediglich mitgeteilt, dass die Gemeinde 
Hagnau einen solchen Plan erstelle und dies in Ab-
sprache mit weiteren zuständigen Gremien. Die Rea-
lisierung der jeweiligen vorgeschlagenen Maßnah-
men würde sich aus der landesweiten Priorisierungs-
liste für Lärmsanierung und den bereitgestellten 
Haushaltsmitteln ergeben, erklärte der Staatssekretär 
im Innenministerium Rudolf Köberle. 
 
Zu dem konkreten Planungsstand der B 31 im Be-
reich Hagnau teilte dieser an Zeller mit, dass die 
Planungen für den Neubau der B 31 im Bereich von 
Hagnau ruhen, „da angesichts anderer Projekte an der 
B 30 und B 31 im Raum Bodensee/Oberschwaben in 
fortgeschritteneren Planungsstadien und er zu erwar-
tenden Mittelzuweisungen des Bundes mittelfristig 
eine Realisierungschance für dieses Teilprojekt der 
Planungsvariante 7. 5 nicht absehbar ist“, so Köberle 
wörtlich. „Das ist nichts Neues und bringt der Ge-
meinde Hagnau, die im Verkehr erstickt, gar nichts“, 
beklagt Zeller die Beantwortung seiner Kleinen An-
frage.  
26.02.2009                                Büro Norbert Zeller, MdL 
 

Kein Geld aus Konjunkturprogramm  
 

Zeller:  
Radwege nicht dabei  

 
Auf seine kleine Anfrage zur Aufnahme von Radwe-
geprojekten in der Bodenseeregion hat der Abgeord-
nete Norbert Zeller, SPD, vom Innenministerium eine 
abschlägige Antwort erhalten. Mit den von Bund und 
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Land aufgelegten Konjunktur- bzw. Infrastrukturpro-
grammen ist aufgrund der Zweckbestimmung dieser 
Programme eine Finanzierung von Radwegeprojekten 
nicht möglich, heißt es in der Antwort an Zeller wört-
lich. Er hatte die Landesregierung angefragt, welche 
Radwege als Aus- oder Neubau am Bodensee aufge-
schlüsselt nach Kreis-, Land- und Bundesstraßen in 
Planung oder baureif sind und eventuell 2009 und 
2010 aus Mittel den Radwegeprogramms begonnen 
werden könnten und welche Projekte zusätzlich aus 
Mitteln der Konjunkturprogramme in diesem Zeit-
raum begonnen werden könnten. Zeller ist nämlich 
der Ansicht, dass die Bodenseeregion aufgrund ihrer 
touristischen Bedeutung auf ein gut ausgebautes 
Radwegenetz angewiesen ist. Nach Aussagen des 
ADAC befänden sich die Radwege im Bodenseekreis 
in schlechtem Zustand.  
 
Der Kreistag des Bodenseekreises hat im vergange-
nen Jahr deshalb die dritte Fortschreibung der Rad-
wegekonzeption beschlossen, eine Reihe von Bau-
maßnahmen ist bereits konkret geplant und konnten 
umgehend verwirklicht werden. Mitte 2008 war an-
gekündigt worden, dass ein neues Radwegeprogramm 
aufgelegt werden soll, das eine deutliche Erhöhung 
der Fördersätze gegenüber den bisherigen Förderun-
gen durch das Entflechtungsgesetz vorsah. Dies soll 
nun aber nicht oder erst verzögert kommen. Dies 
hätte für die Bodenseeregion einen großen Nachteil, 
hatte Zeller moniert. Er wollte von der Landesregie-
rung deshalb wissen, ob nicht aus dem Konjunktur-
paket II Mittel für diese Radwege fließen könnten. 
Dies wurde nun aber abschlägig beschieden.  
 
„Ein eigenständiges Radwegeförderprogramm exis-
tiert nicht. Das Innenministerium beabsichtigt, in der 
landesgesetzlichen Nachfolgeregelung des „Gesetzes 
über Zuwendungen des Landes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden“ künftig auch 
selbstständig geführte Radwege mit einem Fördersatz 
von 50 Prozent mit einer eventuellen Bagatellgrenze 
zu fördern. Die Überlegung entspricht den Empfeh-
lungen des Runden Tisches Radverkehr. Bezüglich 
der Förderung von selbstständigen Radwegen muss 
zunächst das weitere Verfahren zur landesgesetzli-
chen Nachfolgeregelung für das Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (GVFG) abgewartet werden“, so 
der Innenminister in der Antwort an Zeller. 
 
Im Bodenseekreis sind folgende Radwegeprojekte in 
der Planung: 
Bundesstraßen 
B 31, Ortsdurchfahrt Friedrichshafen von Seemoser 
Horn bis Schmidstraße / Strandbad;  
B 31, Sipplingen 
Landesstraßen 
L 200, Lippertsreute - Altheim; L 204, Salem-Ste-
fansfeld - Altenbeuren; L 204, Oberteuringen 
- Urnau; L 207, Ellenfurt - Echbeck zusammen mit 
Ausbau L 207; L 326, 

Biggenmoos - Obereisenbach; L 333, Lückenschluss 
in der Ortsdurchfahrt Tannau; 
L 333, Bernried - L 331 
 
Kreisstraßen 
Die Landkreise entscheiden aufgrund ihres Selbstver-
waltungsrechts selbstständig und eigenverantwortlich 
über Radwegeprojekte im Zuge ihrer Kreisstraßen. 
Baureif sind an Bundesstraßen:  
B 31, Ortsdurchfahrt Friedrichshafen von Seemoser 
Horn bis Schmidstraße / Strandbad und an Landes-
straßen: 
L 326, Biggenmoos - Obereisenbach 
(Weitere Informationen auf der Seite des Landtags 
unter Drucksache 14/ 4025) 
05.03. 2009                              Büro Norbert Zeller, MdL 
 

SPD-Veranstaltung zur 
Schulpolitik 

 
Die Schulregion rings um das Montfortschloss in 
Tettnang umfasst einen Radius von 20 Kilometer.  
Ein einziges allgemein bildendes Voll-Gymnasium 
für die Schüler/inen vom Seeufer (Kressbronn, Lan-
genargen) bis zum mittleren Schussental (Mecken-
beuren und angrenzende Wohngebiete südlich von 
Ravensburg), 2 Mittelschulen und etliche Grund- und 
Hauptschulen, die im Laufe der kommenden  Jahre 
erheblich existenzgefährdet sind, weil die Schüler-
zahlen demografisch bedingt zurückgehen. Wie sich 
diese Schulregion Tettnang in 10 bis 15 Jahren ent-
wickeln wird, das kam bei der Veranstaltung im Tett-
nanger Kirchengemeindezentrum St. Gallus mit rund 
40 Bildungsinteressierten bedauerlicherweise viel zu 
kurz. 
 
In der Diskussion mit dem SPD- Landtagsabgeordne-
ten Norbert Zeller(Vorsitzender des Ausschusses für 
Schule, Jugend und Sport im baden-württember-
gischen Landtag), Alexandra Jelitte von Ow von der 
Kreishandwerkerschaft, Jürgen Mack vom Lehrerse-
minar Meckenbeuren und der Gemeinderätin Birgit 
Butt wurden einmal mehr die Schwächen des in Süd-
deutschland verbreiteten dreigegliederten Schulwe-
sens wortreich beklagt. Norbert Zeller plädierte für 
„mehr bildungspolitische Vernunft“ und für ein 
nachdrücklicheres Denken von den Interessen der 
Kinder und Jugendlichen her und deren Zukunft, die 
sie in der Sackgasse Hauptschule immer weniger 
haben. Selbst Organisationen, die nicht gerade in dem 
Verdacht ausgeprägter linker Progressivität stehen,  
haben in den vergangenen Jahren die Aufrechterhal-
tung der traditionellen Schulstruktur nachdrücklich in 
Frage gestellt: die Handwerkerschaft, Teile der Un-
ternehmerschaft und selbst kirchliche Gremien in 
Baden-Württemberg.  
 
Nur noch in Deutschland mit Ausnahme der Haupt-
stadt Berlin werden die Grundschüler schon nach der 
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4.Klasse in weiterführende Schulen nach einem über-
holten Begabungsbegriff aufgeteilt, obwohl  gerade 
der Primarschule (also eine Gesamtschule) in den 
internationalen Bildungsstudien wie etwa IGLU stets 
gute bis sehr gute Arbeitsergebnisse bescheinigt 
werden. Länger gemeinsam lernen, lautet deshalb das 
Rezept von Norbert Zeller, der auf gute und erprobte 
Ansätze in der Schulpolitik anderer deutscher Bun-
desländer und europäischer Nachbarländer hinweist.  
 
Übereinstimmend betonten die Experten auf dem 
Podium, dass Ausbildungs- und Arbeitsplätze auch 
im Handwerk mehr und mehr von den Absolventen 
anderer Schularten besetzt würden und die Schüler/ 
innen aus den Hauptschulen demzufolge immer stär-
ker das Nachsehen hätten. Besonders im ländlichen 
Raum wachse die Nachfrage in den Familien nach 
neuen Schulstrukturen, die allen Jugendlichen bessere 
berufliche Perspektiven ermöglichten. Zeller fügte 
hinzu, dass eine bessere Schulbildung der Kinder 
schon im Vorschulalter ansetzen müsse, besonders 
bei den sprachlichen und den sozialen Kompetenzen.    
In der Schulstadt Tettnang auf dem Manzenberg 
haben sich die Schulen auf dem Manzenberg  ver-
ständigt,  einen    Schulverbund  mit dem Ziel einer 
engeren Kooperation zwischen Gymnasium, Real-
schule   und   Hauptschule   im   Ganztagessschulpro- 
gramm anzustreben.        
02.03.2009                                                      W. Bernhard   
 

Bodensee-SPD beschließt 
Kreistagswahlprogramm 2009 

 
Ungewöhnlich diskussionsfreudig zeigte sich die 
Parteibasis bei der Kreisdelegiertenkonferenz der 
SPD Bodenseekreis im Deggenhausertal. Die Kreis-
versammlung, von  nur knapp über der Hälfte der 71 
Delegierten aus den Ortsvereinen von Überlingen bis 
Tettnang an einem regnerischen Abend besucht, 
sollte den Entwurf des SPD-Kreisvorstandes für das 
Wahlprogramm zur Kommunal- und Kreistagswahl 
am 7. Juni  beraten und beschließen.  
 
In Baden-Württemberg werden am 7. Juni die Kandi-
datinnen und Kandidaten der politischen Parteien und 
der Wählergemeinschaften für die Ortsparlamente in 
den Städten, Gemeinden und Landkreisen (Bezirken) 
gewählt. Am gleichen Sonntag findet auch die Wahl 
der Abgeordneten zum Europäischen Parlament in 
Straßburg/Brüssel statt. Die Wähler/innen selbst und 
auch die Mehrheit in der Parteibasis (nicht nur bei der 
SPD) sind nach den Erfahrungen in den vergangenen 
40 Jahren recht zurückhaltend im Interesse an den 
Wahlprogrammen. Viel wichtiger sind ihnen die 
abgebildeten Kandidatinnen – und  Kandidatenköpfe 
als wertvolle Hilfestellung beim Ausfüllen der langen 
Stimmzettel. In Baden-Württemberg kann der Wähler 
bei der Kommunalwahl  bis zu 3 Stimmen für 1 Kan-
didaten häufeln (kumulieren) und seine Stimmen quer 

durch die Wahlvorschläge der Parteien mischen (pa-
naschieren).    
 
Norbert Zeller und Jochen Jehle moderierten abwech-
selnd die Delegiertenkonferenz.  
 
Im Sinne des beschlossenen Programms will die 
Kreis-SPD am Bodensee „in einem der Innovativsten 
und wirtschaftsstärksten Landkreise im Südwesten 
Deutschlands Arbeiten, Wohnen und Wirtschaften 
sozial gerecht und im Einklang mit der Ökologie 
lebenswert gestalten.“ Die Kreisverwaltung wird 
aufgefordert, im eigenen Zuständigkeitsbereich das 
Tarifrecht im öffentlichen Dienst bei den Angestell-
ten uneingeschränkt anzuerkennen und für eine bes-
sere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu sorgen. 
Bei der Energieversorgung steht die Kreis-SPD laut 
Wahlprogramm für den Ausbau einer klimaschonen-
den Infrastruktur und für leistungsfähige Kommuni-
kationsverbindungen im Bereich des Internets ein. 
  
In der Verkehrspolitik geht es um die Elektrifizierung 
der Südbahn Ulm-Bodensee und um die baldige Rea-
lisierung einer Bodensee-S-Bahn im überregionalen 
Verbund. Im Straßenbau soll der Ausbau der Bun-
destraßen 30 und 31 durch eine Vorfinanzierung aus 
der Region vorangetrieben werden. Gleichzeitig 
sollen sich die Verantwortlichen um mehr Lärm-
schutzmaßnahmen an den genannten Strassentrassen 
kümmern.  
 
Im sozialpolitischen Sektor erinnert das Wahlpro-
gramm an die Initiative der Kreistags-SPD für die 
Mitgliedschaft des Bodenseekreises im überparteili-
chen „Lokalen Bündnis für Familie“. Schwerpunkte 
in den kommenden Jahren sind der Ausbau der Plätze 
in der Kleinkindbetreuung und der Ganztageskinder-
gärten, aber „bedarfsgerecht“. Das Zusammenleben 
von Jung und Alt, von Einheimischen und Zugewan-
derten, von Behinderten und Nichtbehinderten ist für 
die SPD am Bodensee ein elementarer Bestandteil 
unserer Demokratie. Das Wahlprogramm fordert die 
Integrationsbereitschaft der Migrantinnen und  Mi-
granten. „Wenn Eltern dies wünschen, wollen wir 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen  in die 
Regeleinrichtungen Kindergarten und Schule integ-
rieren“, heißt es im SPD-Programm. Und: „Die Kul-
turschaffenden wollen wir unterstützen.“ Erhalten 
und ausgebaut werden sollen Angebote zur Beratung 
und Weiterbildung ehrenamtlich engagierter Bür-
ger/innen und Maßnahmen zur Vernetzung und zum 
Erfahrungsaustausch.  
 
Ähnliche Formulierungen gelten den Bereichen Ge-
sundheitsversorgung im Landkreis, der Pflegeinfra-
struktur und dem Ausbau von Mehrgenerationenhäu-
ser und anderer Begegnungsstätten.   
 
Bis 2014 soll die Schulabbrecherquote im Bodensee-
kreis halbiert werden. Das Ziel heißt: Initiative „Null 
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Prozent Jugendarbeitslosigkeit!“ Dank der vorigen 
rot-grünen  Bundesregierung sind in den Städten und 
Gemeinden am See eine Reihe von Ganztagesschulen  
zum Nutzen der Schüler/innen und ihrer Eltern ent-
standen. Die Kreis-SPD unterstützt Ansätze vor Ort 
zu längerem gemeinsamem  Lernen in den Städten 
und Gemeinden. Es wäre Aufgabe des Kreisvorstan-
des und der Kreistagsfraktion, nach dem Beispiel 
anderer SPD-Funktions- und Mandatsträger /innen im 
Südwesten, zu diesen Überschriften und Ankündi-
gungen konkrete Aufgaben und Schritte zu entwer-
fen, die bis zur nächsten Kommunalwahl 2014 umge-
setzt werden können.  
 
Auf  der Homepage der SPD Bodenseekreis kann das 
gesamte Wahlprogramm zur Kommunalwahl am 7. 
Juni abgerufen werden.  
 
Die Delegierten billigten abschließend eine Resoluti-
on, in der die Landesregierung von Baden-
Württemberg aufgefordert wird, finanzielle Zuwen-
dungen für die Städte und Gemeinden aus dem aktu-
ellen Konjunkturförderprogramm des Bundes zur 
Überwindung der Finanz- und Wirtschaftskrise nicht 
für andere Bereiche zu verwenden und  eine  solche  
„Zweckentfremdung“  dieser   Bundesmittel zu  ver-
meiden.  
 
Ein Antrag des OV Überlingen an den Bundespartei-
tag zur kostenfreien Überlassung des zentral angebo-
tenen Werbematerials (Kontingentierung dieser Ma-
terialien abhängig von der Einwohnerzahl des betreu-
ten Gebiets) wurde mit großer Mehrheit zum Antrag 
des Kreisverbandes übernommen.     
                                                                     W. Bernhard                                                                                                                                                            
 

Kreistagswahlprogramm  
 

 
 
Der Bodenseekreis ist einer der innovativsten 
und wirtschaftsstärksten Landkreise in Baden-
Württemberg und Deutschland. Höchstes Ziel ist 
und bleibt, Arbeiten, Wohnen und Wirtschaften 
sozial gerecht und in einer lebenswerten Umwelt 
zu gestalten.  
 

Wirtschaftsstärke  
weiterentwickeln durch…  
 

�  Unterstützung von Firmen und Firmengründern 
bei der Schaffung von zukunftsorientierten  Ar-
beitsplätzen  

�  gute Arbeit bei gerechtem Lohn  
�  gute Bildung und Ausbildung  
�  leichtere Auftragsvergabe an lokales Handwerk 

und Mittelstand  
�  bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf  
�   Förderung bei der Bereitstellung von Ausbil-

dungsplätzen 
�  Elektrifizierung der Südbahn und der Bodensee 

Gürtelbahn 
�  Weiterentwicklung des Verkehrsverbundes 
      BODO und Bau der Bodensee-S-Bahn 
�  den schnellen Ausbau der B30 und der B31 im 
       sog. Planungsfall 7.5  
 

Sozial gerecht handeln durch…  
 
�  Unterstützung von Menschen in Not  
�  frühe Förderung benachteiligter Kinder  
�  Ausbau der Kinderbetreuung  
�  Unterstützung und Weiterbildung von ErzieherIn- 
       nen  
�  Stärkung der Erziehungsarbeit der Eltern  
�  Stärkung der Schulsozialarbeit und der freien 
      Jugendarbeit  
�  kostengünstige Schülerbeförderung  
�  Unterstützung von lebenslangem Lernen  
�   Anerkennung der Migranten und ihrer Kultur als 

Bereicherung  
�  Unterstützung ehrenamtlich tätiger Bürger  
�  Beratung älterer Menschen und ihrer Angehörigen 

in Pflegestützpunkten  
�  bedarfsgerechte stationäre und ambulante Dienste 

für Ältere  
�  Zusammenleben von behinderten und nichtbehin- 
      derten Menschen  
�  Beteiligung von jungen Menschen am politischen   
      Geschehen  
 

Den Kreis lebenswert gestalten 
durch…  
 
�  Arbeiten, Wohnen und Wirtschaften im Einklang 
      mit Ökologie und Klimaschutz  
�  Schutz der Kultur- und Erholungslandschaft  
�  Schutz des Trinkwasserspeichers Bodensee  
�  Modernisierung der kreiseigenen Gebäude zur 

Energieeinsparung  
�  Nutzung regenerativer Energien 
�  ein breit zugängliches Kulturangebot  
�  sanften Tourismus im Bodenseekreis  
�  Mitgestaltung des internationalen Verflechtungs-

raums Bodensee  
�  Sicherung der Nachtruhe am Flughafen Fried-

richshafen von 22 bis 6 Uhr  
 

SPD Politik für Deutschland und 
Europa – gut für die Bürger im  
Bodenseekreis  
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Am 7. Juni 2009 ist auch Europawahl. Die SPD setzt 
sich auf allen Ebenen für die Stärkung der Kommu-
nen und der sozialen Sicherheit der Bürger ein.  
 

Nehmen Sie Einfluss mit Ihrer Stim-
me am 7. Juni 2009 bei der Kommu-
nal- und Europawahl  
 
Vor Ort, in Ihrer Kommune, in Ihrem Kreis wird über 
Ihren Lebensraum, die Ausbildung Ihrer Kinder, die 
Fürsorge im Alter und die Bedingungen für Ihren Ar-
beitsplatz entschieden Nutzen Sie die Möglichkeit, 
über unsere gemeinsame Zukunft mitzubestimmen.  
 

Wählen sie SPD!  
 
Details zu den einzelnen Programmpunkten und über 
unsere Kandidatinnen und Kandidaten zur Kreistags-
wahl finden Sie auf unseren Internetseiten 
www.spd-bodenseekreis.de  
 
ViSdP: SPD Bodenseekreis, Jochen Jehle, Kolbengasse 
6a, 88693 Deggenhausertal  
 
Seite 1 des gedruckten Programms für die Verteilung an die Haus-
halte oder auf der Straße – Beschlossen am 5. März 2009 
 

Termine: 
 

22.03.2009 
 

Wahl der Oberbürgermeisterin/des Oberbür-
germeisters der Großen Kreisstadt Fried-
richshafen (Bodenseekreis); der bisherige OB 
Josef Büchelmeier (SPD) scheidet aus dem 
Amt, die SPD unterstützt Dieter Stauber, 
Dipl. Verwaltungswirt (FH), Kriminalhaupt-
kommissar und sozialdemokratisches Stadt-
ratsmitglied  
www.dieter-stauber.de 
 

30.03.2009 
 

Kreisvorstandssitzung 
 
19.30 Uhr bis 22.00 Uhr 
 
parteiöffentlich 
 

24.04.2009 
 
Vorstandssitzung der SBI im Hotel "Weisses 
Rössli", Staad SG, mit Verabschiedung der ausge-
schiedenen Vorstandsmitglieder 
 
17.00 Uhr bis 19.00 Uhr 
 
parteiöffentlich 

02.04.2009 
 

Kreisdelegiertenkonferenz mit Neuwahlen im 
Kreisverband 
 
19.00 Uhr bis 22.00 Uhr 
Bürgersaal im Rathaus Immenstaad 

parteiöffentlich 

11.05.2009 
 
Kreisvorstandssitzung 
 
19.30 Uhr bis 22.00 Uhr 
 
parteiöffentlich 
 

23.05.2009 
 
BundespräsidentInnenwahl durch die  
Deutsche Bundesversammlung in Berlin 
 

07.06.2009 
 

Gemeinderatswahl - Kreistagswahl –  
Europawahl 
 

10.09.2009 
 

Verleihung des VIII. "Prix Wasserfrau" der 
SBI –  

näheres wird noch bekannt gegeben. 

17.00 Uhr bis 19.00 Uhr 

 

20.09.2009 
 

Wahl zum Vorarlberger Landtag  
 

27.09.2009 
 

Bundestagswahl 
 

01.10.2009 
 
Vorstandssitzung der SBI im Vorarlberger Land-
haus, Sitzungssaal des SPÖ-Clubs. 

18.00 Uhr bis 20.00 Uhr 
parteiöffentlich  
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SP Schweiz    
Kanton St. Gallen 
 

Gerade in der Krise braucht es 
Lehrstellen 

 

Die St.Galler Regierung lehnt die 
Lehrstelleninitative ab. Ein erneutes Zeichen 

der Mut- und Ratlosigkeit aus der Pfalz 
 

St.Gallen – In der vergangenen Session hat sich 
Volkswirtschaftsdirektor Josef Keller (CVP) durch 
seine zögerliche Haltung in Bezug auf die Finanzkri-
se ausgezeichnet. Nun doppelt Bildungschef Stefan 
Kölliker (SVP) nach. Die Juso-Initiative, die einen 
Lehrstellenfonds fordert wird von der Regierung ab-
gelehnt. Ein erneutes Signal aus der Pfalz, das Bände 
spricht: Die Regierung macht keine Nägel mit Köp-
fen, vielmehr wartet sie wie die Maus vor der 
Schlange, was die Krise noch bringen wird.  
 
Bedrohte Lehrstellen  
Viele Lehrstellen sind akut bedroht. Betriebe mit 
Kurzarbeit sind oft nicht mehr in der Lage Lehrlinge 
einzustellen. KMU überlegen es sich zweimal, ob sie 
es sich überhaupt noch leisten können, junges Perso-
nal auszubilden.  
 
Die SP wird die JUSO in Ihrem Kampf für die Lehr-
stelleninitiative im Kantonsrat und später an der Urne 
tatkräftig unterstützen. Die SP ist nach dem Entscheid 
des Zürcher Stimmvolkes vom letzten September 
zuversichtlich, dass dieses Anliegen auch im Kanton 
St.Gallen mehrheitsfähig ist.  
Rückfragen:  
         Felix Birchler, Mitinitiant der Lehrstellen initiative 
19.02.2009                              Peter Olibet, Parteisekretär   
 

 

 
 
 

 

  
 

Ausschreibung 
Unterhaltsreinigung für 

kantonale Verwaltungsgebäude 
 

Einfache Anfrage von SP 
Kantonsrat Peter Hartmann, Flawil 

 
Das Baudepartement des Kantons St.Gallen schreibt 
im Amtsblatt vom 5. Januar 2009 Gesamtreinigungs-
leistungen für kantonale Verwaltungsgebäude in vier 
Losen zu 17'000 bis 18'500 m2 aus.  
 
Dies ist aus verschiedenen Sichten unverständlich: 
Einerseits geraten bei jeder Ausschreibung, deren 
Hauptkriterium der Preis ist, die Anstellungsbedin-
gungen des Personals massiv unter Druck. Anderer-
seits stellt sich jeweils die Frage des Insourcings. 
Dazu gibt es innerhalb der kantonalen Institutionen 
schlagende Beispiele, dass eine interne Lösung güns-
tiger ist und das Personal dazu auch noch anständige 
Anstellungsbedingungen hat. Die Reinigung im Spi-
tal Rorschach kommt die Spitalregion mit einer inter-
nen Lösung nachweislich kostengünstiger mit dem 
Vorteil, dass die Arbeitsabläufe rationeller gestaltet 
werden können. Die Auslagerung der Postdienste der 
kantonalen Verwaltung wurde gestoppt, nachdem 
sich zeigte, dass die Kosten bei einer Privatisierung 
weit höher ausfallen würden. Dazu gab es in der 
Vergangenheit konkrete Berechnungen von Gewerk-
schaften, die belegen, dass die Auslagerung und Pri-
vatisierung von Dienstleistungen der öffentlichen 
Hand zu Mehrkosten für alle Steuerzahlenden führen.  
 
Ich danke der Regierung für die Beantwortung fol-
gender Fragen:  
 1. Warum setzt die Regierung immer noch auf 

den offensichtlich ausgedienten, überholten und 
von weiten Teilen der Bevölkerung abgelehnten 
Pfad der Auslagerung und Privatisierung?  

 2. Wie beurteilt die Regierung die negativen 
Auswirkungen der Ausschreibung auf die An-

Sozialistische Bodensee-Internationale, SBI 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und Gewerkschaften 

www.bodensee-internationale.org  
 



                                                                                                                                                                     

 
 
 
 
 

11 

stellungsbedingungen und Löhne des Personals 
in einem Niedriglohnbereich?  

 3. Wie wird in der Ausschreibung die Einhal-
tung von Standards bezüglich Anstellungsbe-
dingungen und Löhnen vorgeschrieben (z.B. via 
GAV etc.)?  

 4. Wird in der Ausschreibung berücksichtigt, 
wenn Unternehmen Ausbildungsplätze anbie-
ten?  

 5. Wurde die Kostenentwicklung seit der Aus-
lagerung eines Teils der Reinigungsdienste der 
kantonalen Verwaltungsgebäude einer Prüfung 
unterzogen und mit den Kosten einer internen 
Lösung verglichen? wenn ja: Welche Ergebnis-
se zeigten sich in der Kostenentwicklung? wenn 
nein: Aus welchen Gründen wurde auf eine E-
valuation verzichtet?  

 6. Wurde das Insourcing der Reinigungsleistun-
gen geprüft und berechnet? Wenn ja: Welches 
Ergebnis ergaben diese Berechnungen? Wenn 
nein: Warum wurde darauf verzichtet?  

27. Februar 2009 SP Fraktion Kantonsrat St.Gallen 
 

SP Kanton Thurgau 
 

CVP und FDP unterstützen SP 
 

Schon vor Wochen hat die SP Thurgau bekannt ge-
geben, dass sie das Referendum gegen die Steuerge-
setzrevision ergreifen würde, falls die Flatrate-Tax 
darin enthalten sei. Am Ende der 1. Lesung bei der 
Beratung im Grossen Rat haben nun CVP und 
FDP bekannt gegeben, dass sie das Referendum un-
terstützen werden. Die Geschäftsleitung der SP Thur-
gau ist erfreut über diesen Entscheid. Damit wird 
klar, dass die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
voraussichtlich Ende September das letzte Wort ha-
ben. Der Flatrate-Taxe, die einseitig die grössten 
Einkommen entlastet und darum unfair ist, kann so 
verhindert werden. Der Weg würde damit frei für 
eine Steuergesetzrevision, die den Mittelstand entlas-
tet und für die Gemeinden tragbar ist. 
Geschäftsleitung SP Thurgau,  
                                                                      Peter Gubser 

SPÖ 
 

FRAUEN 
 

Frauen kämpfen 
unermüdlich um ihre 

Rechte  
 

90 Jahre Frauenwahlrecht:  
 

Für die SPÖ-Frauen ein guter An-
lass über Gleichstellung, Rechte 

und Mitbestimmung der Frauen zu 
diskutieren. 

 

  
SPÖ-Bundesfrauenge-             SPÖ-Frauenvorsitzende 
schäftsführerin Bettina Stadl-   Barbara Prammer 
bauer erinnerte an die Er-         fordert, dass frauenpoli- 
rungenschaften der Frauen.      tischen Themen wieder 
                                                   mehr Bedeutung zu kommt 
 
Frauen wählen Frauen?!“, diese Frage stellten sich 
die SPÖ-Frauen im Rahmen ihrer gleichnamigen 
Veranstaltung aus Anlass des Jubiläums 90 Jahre 
Frauenwahlrecht. Unter Moderation von Journalistin 
Sibylle Hamann diskutierten SPÖ-Frauenvorsitzende 
Barbara Prammer und Meinungsforscherin Eva Zeg-
lovits sowie die Publizistin Susanne Feigl und Jung-
wählerin Lisa Werderitsch über die Problematiken in 
der Frauenpolitik. Prammer betonte erneut, dass Quo-
tenregelungen zur Schaffung der Gleichstellung der 
Geschlechter unumgänglich seien. 
 

Viele Forderungen noch immer nicht umgesetzt 
In Anlehnung an den gezeigten Film „90 Jahre Frau-
enwahlrecht sind nicht genug“, der den Kampf der 
Frauen um ihre Rechte seit Ende des 19. Jahrhunderts 
dokumentiert, erinnerte die Bundesgeschäftsführerin 
der SPÖ-Frauen Bettina Stadlbauer an die ersten For-
derungen der Frauen: Gleicher Zugang zur Bildung, 
gleicher Lohn für gleiche Leistung, mehr Kinderbe-
treuungseinrichtungen, bessere Sozialversicherung 
und besseres Arbeitsrecht. Einiges davon sei erfreuli-
cherweise bereits umgesetzt, vieles davon müsse 
noch folgen, so Stadlbauer. 
 

1. Nationalversammlung 1919:  
Sechs Frauen zogen ein 

 

 
Anna Boschek  (1874-1957) 
Anna Boschek wuchs in Armut auf und musste bereits als 
Kind zu arbeiten beginnen. 1919 zog die Gewerkschafterin 
in die Nationalversammlung ein. Boschek wirkte besonders 
beim Gesetz zum Achtstundenarbeitstag mit und trat mas-
siv für die Gründung der Arbeiterkammer ein. 
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Adelheid Popp , geb. Dworak (1869 bis 1939) 
Die berühmte Mitgründerin und Redakteurin der Arbeite-
rinnenzeitung wurde als 15. Tochter einer Weberfamilie 
geboren und musste schon ab dem Kindesalter Fabrikarbei-
ten machen. 1902 gründete sie den „Verein sozialdemokra-
tischer Mädchen und Frauen“. Die spätere Vorsitzende des 
„Internationalen Frauenkomitees“ war von 1919 bis 1934 
Abgeordnete in der Nationalversammlung. 

 
Amalie Seidel  (1876 bis 1952) 
Bereits mit 11 Jahren musste Seidel als Dienstmädchen zu 
arbeiten beginnen, bevor sie mit 17 in eine Fabrik kam. Am 
3. Mai 1883 organisierte sie den ersten Arbeiterinnenstreik 
Österreichs. Die Forderungen der 500 Arbeiterinnen waren 
bessere Arbeitsbedingungen und die Verkürzung der Ar-
beitszeit auf 10 Stunden. 

 
Emmy Freundlich , geb. Kögler (1878 bis 1948) 
Emmy Freundlich begann ihre parteipolitische Arbeit 1907 
für die sozialdemokratische Zeitschrift „Der Kampf“. In der 
Nationalversammlung engagierte sie sich besonders für die 
Themen Ernährungs- und Konsumentenfragen. Zudem war 
sie als einzige Frau in der Wirtschaftssektion des Völker-
bundes. 

 
Therese Schlesinger , geb. Eckstein (1863 bis 1940) 
Sie durfte als eine der Wenigen eine fundierte Ausbildung 
von Volksschule bis Studium genießen. Sie engagierte sich 
in der Österreichischen Frauenbewegung und war von 1919 
bis 1923 Abgeordnete in der Nationalversammlung und 
anschließend bis 1930 im Bundesrat. 
 

 
Maria Tusch  (1868 bis 1939) 
Mit sieben Jahren trat Maria Tusch als Bedienstete des 
Klosters Maria Saal in das Berufsleben ein. Sehr früh enga-
gierte sie sich bei der Gewerkschaft in Kärnten, wo sie ge-
boren wurde und später auch Vorsitzende der SPFrauen 
wurde. Als einzige Frau aus einem Bundesland wurde sie 
1919 in die Nationalversammlung entsandt. 
                                                           SPÖ-Aktuell 07-2009 
 

 

SPÖ-Landesparteivorsitzender 
Michael Ritsch fordert Hebung 
der Lebens- und Wohnqualität 

in den Vorarlberger  
Wohnanlagen  

 

Umfrageergebnisse zeigen 
deutlichen Verbesserungsbedarf 

  
Klagen über den baulichen Zustand der Wohnungen 
lösen Wohnungskosten als größtes Problem ab, unzu-
reichende Betreuung durch die Hausverwaltung ver-
ringert die Lebensqualität und die Kritik an Störfak-
toren wie Lärm, Unordnung und Vandalismus nimmt 
zu. So lauten die wichtigsten Ergebnisse der Wohn-
anlagenbefragung der SPÖ Vorarlberg, die SPÖ-
Landesparteivorsitzender Michael Ritsch bei einer 
Pressekonferenz vorstellte.  
  
Insgesamt wollte die SPÖ ein Stimmungsbild von der 
Wohnsituation der MieterInnen einholen, Verbesse-
rungspotenziale aufzeigen und Vorbild für die Wohn-
bauträger sein, ähnliche Aktionen in regelmäßigen 
Abständen zu machen, erklärt SPÖ-Landesparteivor-
sitzender Michael Ritsch kurz die Ziele der Befra-
gungsaktion „Wie geht es Ihnen?“.  
  
Konkret wiesen 37 Prozent der rund 1500 Befragten 
auf Mängel in ihren Wohnungen bzw. Wohnanlagen 
hin und 6 Prozent beklagen sogar den „Sanierungs-
bedarf“. Diese Werte steigern sich besonders bei 
älteren Wohnanlagen auf über 75 Prozent. Für SPÖ-
Chef Ritsch ist klar, dass mancherorts dringender 
Handlungsbedarf besteht, die Mängel in den Woh-
nungen und Anlagen zu beheben oder gar zu sanie-
ren. „Technisch einwandfreie Wohnungen und Anla-
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gen sind ein Garant für die Steigerung der Wohn- und 
Lebensqualität.“ 
  
Eine Steigerung zu bisherigen Erfahrungswerten hin-
gegen ist bei persönlichen Störfaktoren, wie Lärm, 
Nichteinhaltung der Hausordnung, Nachbarschafts-
verhältnis, Vandalismus und Schmutz festzustellen. 
Vor allem diese Faktoren haben hohen Einfluss auf 
das Wohlfühlen in der Wohnanlage. Insgesamt mei-
nen 43 Prozent der Befragten, dass sich nur Einzelne 
oder sogar überhaupt niemand an die Hausordnung 
hält. Ähnlich viele, nämlich über 42 Prozent, geben 
an, dass ihr Verhältnis zum Nachbarn nicht sehr gut 
ist. Bei der Nennung von Problembereichen wurden 
persönliche Störfaktoren am zweithäufigsten vorge-
bracht. Erfreulich sei hingegen, so Ritsch, dass viele 
auch gleichzeitig den Wunsch äußern, regelmäßige 
Mieterversammlungen zu veranstalten. Anscheinend 
besteht das Bedürfnis nach Kommunikation. Hier 
muss die Hausverwaltung diesen Anregungen nach-
kommen, so der SPÖ-Chef. 
  
Die Wohnkosten halten über 60 Prozent für angemes-
sen. Für rund 29 Prozent sind diese erträglich, für 10 
Prozent zu hoch. Hier scheinen die, auch aufgrund 
der ständigen SPÖ-Initiativen, durchgeführten An-
passungen der Wohnbeihilfe Wirkung zu zeigen. Je-
doch handelt es sich hierbei um eine Momentauf-
nahme, erklärt Ritsch. Er befürchtet, dass die Wirt-
schafts- und Finanzkrise speziell diesen Wert in den 
kommenden Monaten verschieben wird. 
  
Zwei Drittel sind weiters mit der Hausverwaltung 
sehr zufrieden. Bei knapp einem Viertel der Befrag-
ten klingt leise Kritik durch. Knapp 10 Prozent der 
Befragten sind der Ansicht, der Hausverwaltung sind 
die Anliegen der Mieter „egal“. Nicht überraschend 
ist, dass die Negativaussagen mit dem „Wohlfühlfak-
tor“ korrelieren. Überall dort, wo es massive Kritik 
an der Hausverwaltung gibt, sind auch die Werte für 
„Wohlfühlen in der Wohnanlage“ kritisch.  
  
Ritschs Fazit lautet deshalb, dass sich die politisch 
Verantwortlichen und die Wohnbauträger zukünftig 
noch mehr mit Fragen der Konfliktbewältigung, der 
Serviceorientierung und der Infrastruktur beschäfti-
gen müssen. Die Rolle des öffentlichen Wohnbaus 
darf sich nicht nur auf die Bereitstellung des kosten-
günstigen Wohnraums reduzieren. Heute sind zudem 
aktive Betreuung, Kommunikation und regelmäßige 
Evaluierung notwendig, um die Lebens- und Wohn-
qualität zu steigern, zeigt sich Ritsch überzeugt.  
  
Die Ergebnisse werden den Wohnbauträgern und den  
MieterInnen mitgeteilt. 
 
Von November bis Jänner führten die SPÖ-Funktio-
närInnen Gespräche mit MieterInnen der Wohnanla-
gen der Vogewosi und der Alpenländischen Heim-
stätte. Dabei wurden rund 40 Wohnanlagen besucht. 

Der Radius der Befragungsaktion reichte von 
Hörbranz bis St. Gallenkirch.  
                                                     SPÖ-Express, 27.02.2009 
 

SPÖ setzt massive  
Steuerentlastungen für  

ArbeitnehmerInnen und  
Familien durch 

 

SPÖ-NR Mayer: „Mehr Kaufkraft und wich-
tiger Impuls für Wirtschaft – SPÖ sorgt in 
schwierigen Zeiten für Stabilität“ 
  
"Die SPÖ sorgt mit entschlossenem Handeln in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten für Stabilität. Die nun 
erzielte Einigung auf eine Steuersenkung entlastet die 
ArbeitnehmerInnen in Vorarlberg deutlich, bringt 
mehr Kaufkraft und somit unverzichtbare Impulse für 
die unsere Wirtschaft im Land", stellte SPÖ-Natio-
nalrat Elmar Mayer heute fest. Schon seit dem Früh-
jahr 2008 hat die SPÖ auf rasche Maßnahmen ge-
drängt, um dem sich abzeichnenden Einbruch der 
Konjunktur entgegenzuwirken. Im Zuge der Regie-
rungsverhandlungen konnte dann auch der Koaliti-
onspartner überzeugt werden. "Der Einsatz der SPÖ 
zahlt sich aus: für die Beschäftigten, die Familien, die 
soziale Sicherheit und die Wirtschaft in unserem 
Land."  
  
„Mit der vorgezogenen Steuersenkung - die ab April 
in Kraft treten wird, und das rückwirkend mit 1.1. 
2009 - werden die Österreicherinnen und Österreicher 
um 3,2 Milliarden Euro entlastet. Davon wird ein 
Großteil der Bevölkerung in Vorarlberg profitieren", 
so Mayer. 2,7 Mio. Menschen zahlen keine Lohnsteu-
er, 160.000 Menschen kommen durch die Steuerre-
form hinzu, da der Grenzwert von 10.000 auf 11.000 
Euro angehoben wurde. 88 Prozent des Volumens der 
Steuersenkung kommen Menschen mit Einkommen 
bis 4.000 Euro brutto zugute. Grundsätzlich wirkt die 
Entlastung bei den niedrigeren Einkommen prozentu-
ell stärker. "Das heißt, die SPÖ-geführte Regierung 
sorgt dafür, dass vor allem den kleinen und mittleren 
EinkommensbezieherInnen mehr in der Geldbörse 
bleibt – das ist sozial gerechte Politik", hielt Mayer 
fest. 
 
Alleine 500 Mio. Euro hat die Regierung für die Ent-
lastung der Familien vorgesehen. Im Folgenden die 
wichtigsten Punkte: 
 

     Ø   Die Kinderabsetzbeträge werden für alle 
           Kinder von 610 auf 700 Euro angehoben und  
           direkt ausbezahlt. 

���� Einführung eines Kinderfreibetrags: 220 Euro pro 
       Kind können von der Steuer abgesetzt werden. 
���� Professionelle Kinderbetreuung kann mit einem 
       Betrag von 2.300 Euro pro Jahr und Kind (bis 
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       zum 10. Lebensjahr) abgesetzt werden. 
Ø    Arbeitgeber können einen für die/den Dienst- 
        nehmerIn steuerfreien Betrag in der Höhe von 
        500 Euro pro Jahr für die Betreuung der Kinder 
        (bis zum 10. Lebensjahr) auszahlen. 
 
Bereits im Vorjahr hat die SPÖ-Regierung im Hin-
blick auf die bevorstehenden wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten eine Reihe von Entlastungsmaßnahmen 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 
für Menschen mit niedrigerem Einkommen durchge-
setzt. So wurden schon mit 1. Juli 2008 Arbeitslosen-
versicherungsbeiträge bis zu Monatseinkommen von 
1.350 Euro gestrichen bzw. gesenkt. Das bringt bei 
1.000 Euro brutto Monatsgehalt 420 Euro Entlastung 
im Jahr. Insgesamt eine Million Menschen, darunter 
viele Frauen, profitieren von dieser Maßnahme. 
  
Und vor der Nationalratswahl konnten dann wesentli-
che Entlastungen für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit dem Fünf-Punkte-Programm von 
Bundeskanzler Werner Faymann durchgesetzt wer-
den (Volumen 2,2 Mrd. Euro). "Wenn es darum geht, 
die Menschen massiv und gerecht zu entlasten, kön-
nen sich die ÖsterreicherInnen auf die SPÖ verlassen 
– wir handeln sozial, entschlossen, zuverlässig", 
betonte Mayer.  
                                                     SPÖ-Express, 20.02.2009 

Mayer:  
Kein Verständnis für  

Entlassung eines Islamlehrers, 
der Reformen anregte 

 
"Absolut kein Verständnis" hat SPÖ-Bildungsspre-
cher Elmar Mayer für die Entlassung des kritischen 
islamischen Religionslehrers Aly El Ghoubashy. 
"Dass die Islamische Glaubensgemeinschaft unter 
dem Leiter des Schulamts Anas Schakfeh ausgerech-
net einem jener islamischen Religionslehrer die Lehr-
erlaubnis entzieht, der sich für Reformen von innen 
ausspricht, ist völlig unverständlich und widerspricht 
auch den Intentionen der Bildungsministerin". Es 
könne nicht sein, "dass sachlich argumentierende 
Kritiker von der Islamischen Glaubensgemeinschaft 
offenbar mundtot gemacht werden, indem man sie 
mit schwersten Sanktionen bis hin zur Entlassung 
belegt", so Mayer am Mittwoch gegenüber dem Pres-
sedienst der SPÖ. 
 
Nach seinem Wissensstand habe sich der betroffene 
Lehrer nichts zu Schulden kommen lassen, sondern 
im Gegenteil guten und zeitgemäßen Unterricht ge-
leistet. Einen ausgewogenen Zeitungskommentar, der 
sich sachlich und fundiert mit der Rolle der Islami-
schen Glaubensgemeinschaft auseinandersetzt, zum 
Anlass zu nehmen, um Kritiker aus den eigenen Rei-
hen zum Schweigen zu bringen, sei inakzeptabel, so 

Mayer, der die Glaubensgemeinschaft dazu aufrief, 
diese Maßnahme dringend zu überdenken.  
                                                     SPÖ-Express, 27.02.2009 
 

 

 
 
 
MdB Elvira Drobinski-Weiß:  

  

„Kompliment, dass Sie das in 
die Hand nehmen“ 

 
ALLESHAUSEN (zel) - Angetan von der Leistungs-
fähigkeit der örtlichen Landwirtschaft hat sich in 
Alleshausen Elvira Drobinski-Weiß gezeigt, SPD-
Bundestagsmitglied aus Offenburg und stellvertre-
tende Fraktionssprecherin für Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. Sie besuchte einen landwirt-
schaftlichen Lohnbetrieb und einen Milchviehbetrieb 
mit Biogasanlage. Bürgermeister Harald Fischer 
nutzte die Gelegenheit, auf die Infrastrukturprobleme 
des ländlichen Raums hinzuweisen. 
 
Alleshausen fühlt sich vom Internet abgehängt. „500 
Einwohner sind den DSL-Anbietern zu wenig, um 
hier zu investieren“, erläuterte Bürgermeister Harald 
Fischer, nachdem er Elvira Drobinski-Weiß und ih-
ren örtlichen Fraktionskollegen Martin Gerster im 
Lohnbetrieb der Familie Hepp begrüßt hatte. Die 
Hepps stellten ihren Betrieb vor, der sich seit 1960 zu 
einem Unternehmen mit je nach Saison bis zu 25 An-
gestellten entwickelt hat und im Umkreis von 100 
Kilometern landwirtschaftliche Aufträge erfüllt, von 
Säen und Düngen über Mähen und Ernte bis zur Mi-
schung individuellen Tierfutters direkt auf dem je-
weiligen Bauernhof. Alles mit großen und modernen 
Spezialmaschinen, von denen eine schon mal 400.000 
Euro oder mehr kostet - und viel Treibstoff braucht. 
„Wir haben jedes Jahr insgesamt 450.000 Liter Diesel 
auf der Rechnung“, erzählte Juniorchef Karlheinz 
Hepp und äußerte sein Unverständnis darüber, dass 
dabei in Deutschland 40 und in Frankreich nur 0,6 
Cent Steuern pro Liter anfallen. Kreisbauernobmann 
Gerhard Glaser unterstützte den Kollegen: „Wenn das 
steuerfreie Flugbenzin nur mit einem Cent pro Liter 
belastet wäre, hätte der Staat dieselben Einkünfte wie 
vom gesamten Agrardiesel.“ 
 
Elvira Drobinski-Weiß verwies auf die Vorteile der 
deutschen Landwirte durch niedrigere Sozialabgaben 
als in Frankreich und in Finanzfragen auf Martin 
Gerster: „Der sitzt im zuständigen Ausschuss.“ Gers-
ter konnte seine Erfahrungen gleich einbringen: 
„Wenn über Steuern auf Flugbenzin diskutiert wird, 
gibt’s ganz starken Widerstand zum Beispiel aus 
Frankfurt wegen der dortigen Arbeitsplätze.“ Das 

SPD Kreis Biberach  
MdB  

Martin Gerster  
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Argument von Rapsöl als Ersatztreibstoff wollte wie-
derum Hepp nicht gelten lassen: „Diese Motoren ha-
ben nur zwei Drittel der Laufzeit von Dieselmotoren, 
dann sind sie kaputt.“ Er beklagte zudem die Flut an 
EU-Bürokratie: „Die meinen scheint’s, wir wüssten 
nicht, wie man einen Grashalm abmäht“, scherzte der 
Jungunternehmer. Außerdem seien die Auflagen für 
Landwirte im Naturschutzgebiet Federsee zusätzlich 
hart, beispielsweise beim Ausheben von Entwässe-
rungsgräben. 

 
Josef Scheffold zeigte MdB Martin Gerster, MdB Elvira 
Drobinski-Weiß und Kreisbauernobmann Gerhard 
Glaser (v.r.) seinen Milchviehbetrieb mit 80  Kühen und 
Biogasanlage  
„Die Flächen müssen gepflegt werden, um sie vor 
dem Versumpfen und Verschilfen zu bewahren“, 
sagte Bürgermeister Fischer. Die Region hänge auch 
vom Tourismus ab. „Für die konsequente Pflege 
braucht’s Geld, und das ist aus dem Steuertopf zu 
bezahlen“, stellte Drobinski-Weiß klar, „aber die 
Verbraucher wollen zu Recht wissen, warum Geld 
wohin fließt.“ Die zwei Säulen der europäischen 
Agrarpolitik, landwirtschaftliche Erzeugung und 
ländliche Entwicklung, ergänzten sich hierbei. „Zur 
Entwicklung gehört zum Beispiel schnelles Internet“, 
mahnte Fischer, „DSL zu haben ist heutzutage ein 
Muss und für junge Leute, die bauen wollen, selbst-
verständliches Kriterium.“ Jetzt handle die Gemeinde 
eben selbst: „Für 50.000 Euro verlegen wir das Kabel 
zu jedem Wohngrundstück.“ Drobinski-Weiß war 
beeindruckt: „Kompliment, dass Sie das in die Hand 
nehmen!“ 
Ihre zweite Station war der Milchviehbetrieb mit Bio-
gasanlage der Familie Scheffold. Seniorchef Josef 
Scheffold äußerte sein Unverständnis über den nicht 
kostendeckenden Milchpreis von 31 Cent Pro Liter, 
„inklusive Fett- und Eiweißzuschlag“. Drobinski-
Weiß sah hier auch die Verbraucher in der Pflicht: 
„Lebensmittel müssen einfach wieder mehr wertge-
schätzt werden, dann erzielen sie auch einen höheren 
Preis.“ 
Biberach, den 19. Februar 2009 
       Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin Gerster, MdB  

 

Gerster begrüßt 
Schulüberprüfung 

 
Biberach (age) - Der Biberacher Bundestagsabgeord-
nete  Martin  Gerster( SPD) begrüßt die Initiative der 
SPD-Landtagsfraktion, zwei Grundschulen im  Kreis 
Biberach  zu  überprüfen, die   von  der  umstrittenen  
Pius-Bruderschaft betrieben werden. 
 
"Es geht hier nicht um eine Vorverurteilung", so 
Gerster, der  betont, dass auch konservative Meinun-
gen in der  katholischen Kirche ihren Platz hätten: 
"Wo aber der  Verdacht  besteht,  dass  Schulen  
menschen- und  
verfassungsfeindliche   Werte   vermitteln,  muss   der 
Staat konsequent eingreifen". 
 
Die  SPD-Landtagsfraktion hatte in einem Antrag ge-
fordert, den  betreffenden Schulen die staatliche An-
erkennung  zu entziehen. Angesichts  der  zahlreichen 
fragwürdigen  Verlautbarungen  aus  den  Reihen  der 
Priestervereinigung  steht  für  Gerster fest: "In jedem 
Falle  ist das Kultusministerium jetzt gefragt, die ver-
antwortlichen  Personen  und die  Lehrinhalte kritisch 
zu durchleuchten". Sollten sich die Verdachtsmomen-
te bestätigen, seien rasche Konsequenzen notwendig. 
 
Gersters  Fazit: "Gerade  weil  es  um    Grundschulen 
geht, ist besondere Vorsicht geboten", so Gersters Fa-
zit, "denn gerade junge Menschen sind gefährlichen 
Beeinflussungsversuchen  gegenüber hilflos ausgelie-
fert".  
26. Februar 2009,        
       Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin Gerster, MdB  
 

MdB Gerster bietet 
Politikfahrt nach Berlin  

 
BIBERACH - Der Biberacher SPD-Bundestagsabge-
ordnete Martin Gerster bietet interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern eine viertägige politische Informati-
onsfahrt nach Berlin. Das Reisepaket umfasst An- 
und Abreise in einem modernen Fernreisebus, drei 
Übernachtungen im Doppelzimmer mit Frühstück  
sowie als Programmpunkte unter anderem den Be-
such des Bundestages und Gespräch mit Martin Gers-
ter MdB, Besuch der Stasi-Gedenkstätte Hohen-
schönhausen, Besuch des Kanzleramts, eine Stadt-
rundfahrt, sowie einen Abstecher nach Potsdam. Die 
Fahrt kostet 249 Euro pro Teilnehmer und findet vom 
7. bis 10. Mai statt. Weitere Informationen und An-
meldung unter Telefon 07351/3003000 im Bürgerbü-
ro von Martin Gerster, Poststraße 7, 88400 Biberach, 
E-Mail: martin.gerster@wk.bundestag.de,  
Internet: www.martin-gerster.de. 
Biberach, den 2. März 2009,                                       
Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin Gerster, MdB                                            
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SPD-Bundestagsfraktion in Kißlegg 

MdBs Mattheis und Gerster 
diskutieren mit Bürgermeister 

und Gewerkschafter 
 

KISSLEGG - „Die Krise meistern – anpacken für 
unsere Region“ ist der Titel einer öffentlichen Dis-
kussion am Freitag 13. März, im Gasthaus „Zum 
Löwen“ in Kißlegg. Die SPD-Bundestagsabge-
ordneten Hilde Mattheis und Martin Gerster wollen 
dort ab 20 Uhr darlegen, wie die Regelungen des 
Konjunkturprogramms der Bundesregierung im Ein-
zelnen aussehen, was die Maßnahmen für Arbeit-
nehmer, Verbraucher und Rentner bedeuten und wie 
Bund, Land und Kommunen bei der Umsetzung 
zusammenarbeiten. Mit ihnen diskutieren werden 
Dieter Krattenmacher, Bürgermeister der Gemeinde 
Kißlegg, und Hans-Joachim Beyer, stellvertretender 
Bezirksvorstand der Vereinten Dienstleistungsge-
werkschaften (ver.di) Oberschwaben. „Unsere 
Schwerpunkte sind der Deutschlandfonds für die 
kommunalen Investitionen, Maßnahmen für Bildung, 
ökologische Modernisierung und Qualifizierung der 
Arbeitnehmer und die sozial ausgewogene Entlastung 
bei Abgaben und Steuern sowie Kinderzuschüsse“, 
erläuterte dazu Martin Gerster, MdB. „Damit trägt 
das Programm eine sozialdemokratische Handschrift 
und setzt Impulse, die gerade auch auf dem Arbeits-
markt wirken werden.“ Neben dem kommunalen In-
vestitionsfonds mit einer Gesamtsumme von 13,3 
Milliarden Euro seien hierbei insbesondere die Maß-
nahmen zur Beschäftigungssicherung durch Verlän-
gerung des Kurzarbeitergeldes und Ausbau von Qua-
lifizierung und die Förderung von normalen Ein-
kommensbeziehern herauszustellen. „Jetzt gilt es, 
möglichst rasch auf kommunaler Ebene darüber zu 
beraten, welche Projekte für unsere Region und deren 
Gemeinden in Frage kommen, damit eine Kofinan-
zierung gesichert wird und wir im Wettbewerb mit 
anderen Regionen um die Fördermittel erfolgreich 
sein können“, so Gerster. 
Biberach, den 4. März 2009                                         
Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin Gerster, MdB 
 

Ortsumfahrung Herbertingen 
 

MdB Martin Gerster:  

Spatenstich am 30. April 
 

Der Termin für den Spatenstich zum Bau der 
Ortsumfahrung Herbertingen steht fest. Wie 
der Biberacher SPD-Bundestagsabgeordnete 
Martin Gerster mitteilt, wird am Donnerstag, 
30. April in einer feierlichen Zeremonie mit 

dem Bau der lang ersehnten Ortsumfahrung 
begonnen. Gerster erwartet, dass zum Spaten-
stich auch die Parlamentarische Staatssekretä-
rin im Bundesverkehrsministerium, Karin Roth 
MdB, kommen wird. Ihr war die Ortsumfah-
rung Herbertingen immer ein wichtiges Anlie-
gen. 
 
„Herbertingen kann in diesem Jahr eine ganz beson-
dere Feier in den ersten Mai erleben“, so der 37-jähr-
ige. Mit dem Spatenstich wird für alle in Herbertin-
gen sichtbar, dass Lärm, Gestank und Gefährdungen 
bald ein Ende haben; eine neue Wirtschaftsansied-
lung möglich wird und die Gemeinde ganz neue 
Perspektiven erhält. 
 
„Ich bin froh, dass wir im Dezember in Berlin mit 
dem Konjunkturpaket die Weichen für den Bau der 
6,7 km langen neuen Bundesstraße stellen konnten.“ 
Der SPD-Bundestagsabgeordnete freut sich über ein 
Wiedersehen mit Bürgermeister Michael Schrenk und 
der Vorsitzenden der Bürgerinitiative Maria Blersch 
beim Spatenstich. Das große Engagement und die 
gute konstruktive Zusammenarbeit mit den Herber-
tingern waren laut Gerster ein wichtiger Beitrag für 
die Realisierung des Projekts. 
Berlin, den 05. März 2009                    Alexander Geisler 
 

MdB Gerster erwartet Bürger 
zur Sprechstunde 

 
BIBERACH (zel) - Bürgerinnen und Bürger aus dem 
Wahlkreis Biberach-Wangen können mit dem SPD-
Bundestagsabgeordneten Martin Gerster am Freitag, 
13. März, ohne Terminanmeldung ihre Anliegen be-
sprechen. Gerster veranstaltet in seinem Bürgerbüro 
an diesem Tag zwischen 11 und 13 Uhr wieder eine 
Sprechstunde. 
 
Das Büro liegt gegenüber dem Biberacher Bahnhof 
an der Poststraße 7. Weitere Informationen gibt es 
über Telefon 07351/3003000,  
Telefax 07351/3003001 und Internet  
www.martin-gerster.de 
Biberach, den 6. März 2009                                        
Wolfgang Heinzel, Büroleiter Martin Gerster, MdB   
 

Einweiser am Fahrkartenautomat ITB in 
Berlin:  
 

Renate Gradistanac wirbt für 
    ein barrierefreies Land 
 
Berlin.  Zu  einem "Markenzeichen  des Deutschland-
Tourismus'" müsse  das  barrierefreie  Reisen  werden 
- das  fordert  die  SPD-Tourismuspolitikerin   Renate 
Gradistanac zur Eröffnung der ITB in Berlin. 
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Die Internationale Tourismusbörse (ITB) ist das welt-
weit führende Forum der Branche. Am Mittwoch, 11. 
März, beginnt  die  Messe. Renate  Gradistanac  ist in 
der SPD-Bundestagsfraktion unter anderem zuständig 
für Barrierefreiheit und  den  demographischen  Wan-
del. 
Indes  registriert  die  Politik erste Erfolge: Konkretes 
Ergebnis des von Renate Gradistanac im Herbst 2007 
in Baiersbronn ausgerichteten  Kongresses "Tourimus 
für  alle" hat  die  NatKo  (Nationale Koordinierungs-
stelle Tourismus  für alle e.V.) das Projekt "Schwarz-
wald  barrierefrei" initiiert. "Ich freue mich sehr über 
den Einsatz der NatKo und die Bereitschaft der Städ-
te und Gemeinden, sich der Aufgabe zu stellen", sagt 
die Abgeordnete. 
Von diesem Frühjahr an bis Ende 2010 soll im Nörd-
lichen und im Mittleren  Schwarzwald eine Bestands-
aufnahme erhoben und  dabei  geklärt  werden, inwie-
fern  die barrierefreie Servicekette  mittlerweile steht. 
Im  Nordschwarzwald  beteiligen  sich  zehn Touris-
musorte.  Mehr  zum  Thema  steht  im Internet unter 
www.natko.de 
Der Nordschwarzwald, so  Renate Gradistanac, gehö-
re  bislang  noch nicht zu den Tourismusregionen, die 
sich  in  dieser  Hinsicht  bundesweit profiliert haben: 
Im Internet, unter  
www.barrierefreie-reiseziele.de,  
weise das  Fränkische  Seenland das  einzige Angebot 
in  ganz   Süddeutschland  aus.  Die  "Arbeitsgemein-
schaft  Barrierefreie  Reiseziele  in   Deutschland" sei 
am  Beitritt  weiterer  Städte  und  Tourismusregionen 
interessiert. 
"Insgesamt kommen wir aber mit dem Thema Barrie-
refreiheit gut voran", konstatiert   Gradistanac. "Men-
schen, die in ihrer Mobilität eingeschränkt sind,  se-
hen  sich ermutigt und reisen inzwischen häufiger. Im 
Zeitraum  von  2002 bis 2006  sei  die  Quote um vier 
Prozent  gestiegen, während  die Gesamtzahl der Rei-
senden stagniere. 
Mit  dem  vom Bund geförderten bundesweiten inter-
nen   Qualifizierungs-    und      Schulungsprogramms  
Gastfreundschaft für Alle" erfülle die Tourismusbran-
che  eine  alte  Forderung der Politik. Unter Federfüh-
rung  von DEHOGA und  NatKo werde Personal sen-
sibilisiert und geschult. 
Mit  den  Sozialverbänden, so  Gradistanac, habe  der 
DEHOGA  bereits  2005 bundeseinheitliche Mindest-
standards   zur   Barrierefreiheit  von  Beherbergungs- 
und Gastronomiebetrieben festgesetzt. 
Viel  bleibe  noch zu tun. Renate Gradistanac: "Unser 
Alltag  muss Stück  für Stück barrierefrei werden - es 
ist  meine  Aufgabe,  Städte  und   Gemeinden  immer 
wieder  daran  zu erinnern, dass sie die beschlossenen 
Standards   einhalten  müssen." Die  Tourismusregion 
Nordschwarzwald brauche eine "funktionierende Ser-
vicekette"  von  der  Buchung und der Anreise bis zur 
Unterkunft und dem Freizeitangebot. 
Die  Bahn sei aufgefordert, auch im ländlichen Nord-

schwarzwald  an  Bahnhöfen Aufzüge zu installieren. 
"Komfortables  Reisen  heißt auch, dass ich Durchsa-
gen am Bahnhof verstehe und  für  den Fahrkartenau-
tomat  nicht  erst  einen Einweiser brauche." Barriere-
freiheit sei "Komfort für alle". 
 
Die  Tourismusbranche  müsse die Alterung der Ge-
sellschaft – den demographischen Wandel - als Chan-
ce begreifen und in Wettbewerb um das komfortabel-
ste  Angebot  treten. "Wir  erledigen   Barrierefreiheit 
nicht  nebenbei",  sagt   Renate   Gradistanac.  Darum 
fordere  die  SPD-Fraktion  im  Bundestag  die Regie-
rung  auf, in der Tourismuspolitik nicht nur den de-
mographischen Faktor mit zu bedenken, sondern um-
gekehrt eine barrierefreie Gesellschaft zu schaffen. 
                                      Büro Renate Gradistanac MdB 
 
FAMILIE 

Schutz vor Gewalt an 
Frauen mit Behinderung  

 
Am 12. Februar 2009 hat der Deutsche Bundestag 
den Antrag der Koalitionsfraktionen „Frauen und 
Mädchen mit Behinderungen wirksam vor Gewalt 
schützen und Hilfsangebote verbessern“ (Drs. 
16/11775) beraten. 
Aus einer Entschließung des Europäischen Parla-
ments (EP) geht hervor, dass es noch erhebliche Lü-
cken in der Analyse und Bekämpfung von Gewalt an 
Frauen mit Behinderungen gibt. Das EP fordert die 
EU-Staaten auf, sich für gleiche Lebensbedingungen 
für alle Menschen einzusetzen. Mit der Ratifikation 
des Gesetzes zum Übereinkommen der Vereinten 
Nationen aus 2006 über die Rechte der Menschen mit 
Behinderungen sowie zu dem Fakultativprotokoll 
vom 13. Dezember 2006 zum Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen verpflichtet sich Deutschland, die 
UN-Konvention einzuhalten und umzusetzen. Frauen 
und Mädchen mit Behinderungen sind im häuslichen 
Bereich und auch außerhalb einer erhöhten Gefahr 
ausgesetzt, Opfer von Gewalt, Körperverletzung oder 
Missbrauch, Verwahrlosung oder Vernachlässigung, 
Misshandlung oder Ausbeutung zu werden. Mit dem 
Antrag wird die Bundesregierung unter anderem dazu 
aufgefordert,  
• besondere Erfordernisse für die Inanspruchnahme 
rechtlicher Schutzmöglichkeiten für Frauen und Mäd-
chen mit Behinderungen festzustellen und darüber zu 
berichten, damit notwendige rechtliche Regelungen 
zügig erarbeitet werden können, 
• die Öffentlichkeit durch geeignete Kampagnen, 
Projekte oder andere Maßnahmen für das Thema 
„Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Behinde-
rungen“ zu sensibilisieren, und 
• dafür Sorge zu tragen, dass von Gewalt betroffene 
Menschen mit Behinderungen schnellen Zugang zu 
psychologischer und psychotherapeutischer Hilfe 
erhalten. 
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Quelle: www.spdfraktion.de          Newsletter Nr. 3/2009 
 
 

 

 
 

Kommunalpolitik einfach online lernen 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
dieses Angebot der KommunalAkademie/OnlineAkademie und des Landesbüros der Friedrich-Ebert-
Stiftung in Stuttgart richtet sich an alle, die gerne mit modernen Medien arbeiten, individuell lernen 
möchten und an gesellschaftlichen und politischen Fragen interessiert sind.  
 
Als Vorbereitung der Kommunalwahl in Baden-Württemberg gibt es zum Thema „Kommu-
nalpolitik“ vom 2. 3. – 12. 4. 2009 einen E-Learning-Kurs .  
 
Für nur 50 Euro können Sie sechs Wochen lang mit kompetenter tutorieller Begleitung online ler-
nen. Zwei Tage Präsenzseminar zum gegenseitigen Kennenlernen und zur Wissensvertiefung sind 
inklusive und finden am 27. – 28. 3. 2009 in Herrenberg statt.  
 
Online lernen Sie z.B. über Kommunale Selbstverwaltung, den Gemeinderat, die Finanzen, den de-
mographischen Wandel, jugendgerechte Kommunalpolitik, Integration, Bildung usw.  
 

Weiter Infos und Anmeldung unter: www.fes-kommcheckers.de  
 

Über Ihre Anmeldung würden wir uns freuen.  
 
Mit freundlichem Gruß  
- Elmar Haug -  
 
P.S. Sie können gerne Ihre Bekannten auf dieses Angebot aufmerksam machen. Vielleicht macht es 
zu zweit noch mehr Spaß? 
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